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In unserer modernen Gesellschaft ist Mobilität
Grundlage für Wohlstand und Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben. Wir fahren mit dem Auto zur
Arbeit, zum Sport oder ins Theater, bringen die
Kinder in die Schule oder fahren in den Urlaub.
Angesichts des Klimawandels und endlicher Res-
sourcen muss unsere Mobilität umwelt– und kli-
mafreundlicher werden. Neue Technologien wie
etwa alternative Antriebe sind hier ein Schlüssel
zum Erfolg. Insbesondere in der Elektromobilität
liegt eine große Chance, die wir zum Wohle der
Menschen, unseres Klimas und unserer Industrie
nutzen müssen. Wir wollen Leitmarkt und Leit-
anbieter für Elektromobilität werden. Das ist für
unsere globale Wettbewerbsfähigkeit von ent-
scheidender Bedeutung. Mit dem Regierungspro-
gramm Elektromobilität intensivieren wir unsere
Unterstützung für diesen Bereich.

Durchgesetzt hat sich die Elektromobilität am
Markt bislang noch nicht. Einer der Gründe:
Fahrzeuge mit Batterien und Wasserstoff-/
Brennstoffzellenantrieb sind noch zu teuer. Auch
bei der Reichweite und der Akzeptanz sind noch
Fortschritte nötig. In dieser Woche habe ich mich
mit Jonny Hansen getroffen—er ist Geschäftsfüh-
rer eines Projekts aus unserer Region, das die
Elektromobilität in unserer Region weiter voran-
bringen möchte.

Gespräch zur Förderung
von Elektromobilität

Die Staats- und Regierungschefs haben mit den
Gipfelbeschlüssen der vergangenen Woche den
ursachengerechten Weg aufgezeigt, um ein Ausei-
nanderbrechen der Eurozone zu vermeiden.
Gleichzeitig haben sie das Tor zur vertieften politi-
schen Integration weit aufgestoßen. Das ist ein
großer Erfolg für unsere Bundeskanzlerin Angela
Merkel und die deutsch-französische Partner-
schaft, die diesen Durchbruch ermöglicht hat.

Mit dem fiskalpolitischen Pakt, der bis März 2012
ausgearbeitet wird, entsteht eine neue Vertrags-
grundlage für den Euro. Wer die gemeinsamen
Grenzen von Staatsdefizit und Gesamtverschul-
dung nicht beachtet, unterliegt fortan Eingriffen
der Vertragsgemeinschaft. Dabei handelt es sich
weniger um „Strafen“ als um nationale Reform-
pflichten, die die betroffenen Mitgliedstaaten nicht
schädigen, sondern stabilisieren – und damit glei-
chermaßen im Gemeinschafts- wie im Nationalin-
teresse liegen. Nicht nur die Regierungen der 17
Euro-, sondern aller Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Union zeigen sich zum fiskalpolitischen
Pakt bereit – bedauerlicherweise mit Ausnahme
des Vereinigten Königreichs. In den kommenden
drei Monaten kommt es vor allem auch darauf an,
die Unterstützung der nationalen Parlamente zu
gewinnen. Für uns im Deutschen Bundestag be-
steht zunächst kein unmittelbarer Entscheidungs-
bedarf. Wir haben die jetzt in Brüssel vereinbarte
Schuldenbremse bereits im Grundgesetz veran-
kert, den Haftungsrahmen des Bundeshaushalts
abgesteckt und das Instrumentarium des Euro-
Rettungsschirms EFSF gebilligt. Es ist jedoch ab-
sehbar, dass wir im ersten Quartal 2012 Beschlüs-
se zum Vorziehen des permanenten Rettungs-
schirms ESM und zum fiskalpolitischen Pakt in
seiner abschließenden Fassung treffen werden.

Gipfelbeschlüsse verleihen europäischem
Einigungsprozess Schub
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Afghanistan – Übergabe in Verantwortung erfolgreich umsetzen

gelungen, die wichtigsten Akteure
aus Afghanistan an einen Tisch zu
bringen und das internationale Enga-
gement mit den Erwartungen und
Zielen der Afghanen abzustimmen.
Vom Petersberg ging die Botschaft
aus, dass Afghanistan beim zivilen
Aufbau auch über 2014 hinaus auf
unsere Unterstützung zählen kann.

Unser Engagement ist mit klaren
Erwartungen an unsere afghanischen
Partner verbunden. Der interne
Reformprozess in Afghanistan ver-
läuft nach wie vor schleppend. Uns
ist bewusst, dass der Aufbau staatli-
cher Strukturen keine einfache Auf-
gabe ist, aber wir erwarten hier
Fortschritte, damit wir den begon-
nenen Weg der „Übergabe in Ver-
antwortung“ weiter gehen können.

Für die Bewertung der Entwicklun-
gen vor Ort ist der jährliche Fort-
schrittsbericht Afghanistan unerläss-
lich, den die Bundesregierung in
dieser Woche zum zweiten Mal vor-

In dieser Woche haben wir die Fort-
setzung der Beteiligung bewaffneter
deutscher Streitkräfte am Einsatz
einer Internationalen Sicherheitsun-
terstützungstruppe in Afghanistan
(ISAF) beraten und dabei die Man-
datsobergrenze von jetzt 5.350 auf
4.900 Soldatinnen und Soldaten ge-
senkt. Damit nimmt der Abzug der
Bundeswehr aus Afghanistan kon-
krete Form an. Je nach Entwicklung
der Sicherheitslage und des Überga-
beprozesses wollen wir die tatsächli-
che Truppenstärke im Verlauf des
nächsten Jahres weiter auf 4.400
reduzieren. 2014 soll der Einsatz in
seiner bisherigen Form beendet
sein.

Bundesminister Guido Westerwelle
hat uns am Donnerstag in einer Re-
gierungserklärung auch über die
Ergebnisse der internationalen Af-
ghanistan-Konferenz unterrichtet,
die in der vergangenen Woche auf
dem Petersberg bei Bonn stattfand.
Wie bereits vor zehn Jahren ist es

legt. Es war die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, die vor einem
Jahr den Anstoß zu diesem Bericht
gegeben hat. Wir sind überzeugt,
dass wir diese umfassende Lageana-
lyse auch für die geplante Reduzie-
rung der Zahl unserer Soldaten be-
nötigen. Denn es muss klar sein,
dass eine verantwortbare Übergabe
der Sicherheit Vorrang hat vor der
Verwirklichung ehrgeiziger Zeitplä-
ne. Unser militärisches Engagement
können wir nur so weit reduzieren,
wie die Afghanen die Lage in ihrem
Land tatsächlich kontrollieren. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion un-
terstützt die Bundesregierung bei
dem Ziel, den Übergabeprozess er-
folgreich umzusetzen.

Mein Team und ich wünschen Ihnen/Euch ein

frohes Weihnachtsfest

sowie ein gesundes, erfolgreiches und glückliches

Jahr 2012!


